
2379 ICO
Für das Nachschlagewerk!
Nicht für die Amtliche Sammlung!

Gesetzs ZPO § 551 Nr 1; GVG § 70
#

Rechtssatzg * Bin Senat ist nicht vorschriftsmäßig besetzt
wenn Hilfsrichter mitwirkten, ohne daß für 
ihre Beschäftigung als Hilfsrichter ein nur 
vorübergehendes, auf andere Weise nicht zu 
befriedigendes Bedürfnis Vorgelegen hato

Aktenzeichens II ZR 169/55
ürt„ d* BGH Vo 9» Juli 1956 Kammergericht



llm ZR l6§/'55

Verkündet 
am 9o Juli 1956
Jodasy Justizangestellter 
als Urkundsbeamter der 
Geschäftsstelle

I m  N a m e n  d e s  V o l k e s

In dem Rechtsstreit

mdes Schriftstellers Harald E>, Nj0|Ü0straßetB9.
Klägers und Revisionsklägers.

- Prozeßbevollmächtigters Rechtsanwalt Br«

gegen

den Landesbe2irksvorsitzenden des Deutschen Gewerk-, 
schafts bund es Ernst S in

str«.

• ** ■ 
i
• i

Beklagten und Revisionsbeklagt:c*n 
Prozeßbevollmächtigter? Rechtsanwalt 1

hat der II* Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die 
mündliche Verhandlung vom 9» Juli 1956 unter Mitwirkung 
der Bundesrichter Br, Selowsky, Br* Beibrück, Br„ Haidinger, 
Artl und Br* Haager

!■
für Recht erkannt?

Auf die Revision des Klägers wird das Urteil des
*

12o Zivilsenats des Kammergerichts in Berlin vom
#

17o Bezember 1954 einschließlich des zugrundeliegen­
den Verfahrens aufgehoben und die Sache zur anderwei­
ten Verhandlung und Entscheidung, auch über die Ko­
sten der Revision, an das Berufungsgericht zurück­
verwiesen a

Von Rechts wegen

• ^  1%



Tatbestand̂ .

Der Kläger verlangt von dem Beklagten die Zahlung 
eines Betrages von 6*820 DM nebst Zinsen«

0

Der Beklagte hat die Abweisung der Klage beantragt

Das Landgericht hat den Beklagten antragsgemäß zur 
Zahlung verurteilt* Auf die Berufung des Beklagten hat das 
Kammergericht die Klage abgewiesen*

Mit der Revision erstrebt der Kläger die Wiederher­
stellung des landgerichtlichen Urteils« Er rügt jedoch in 
erster Reihe, das Berufungsgericht sei nicht vorschrifts- 
mässig besetzt gewesen« Der Beklagte beantragt; die Revision 
zurückzuweisen«

iI

i

I» Der Kläger hat die Revision erst nach Ablauf der 
Frist zur Einlegung der Revision eingelegt und gleichzeitig 
um Wiedereinsetzung in den vorigen Stand gegen den Ablauf
der Revisionsfrist gebeten* Dem Wiedereinsetzungsantrag i

%

wurde durch Beschluß des Ferienzivilsenats des Bundesgerichts- l
ijhofs vom 28* Juli 1955 entsprochen* Die Revision wurde darauf- | 

hin rechtzeitig innerhalb der für die Revisionsbegründung <jiverlängerten Frist begründet, Gegen die Zulässigkeit der jj
Revision .bestehen daher keine Bedenken«

II. Das Berufungsurteil ist am 17« Dezember 1954 unter 
Mitwirkung des Senatspräsidenten Dr« KflP» des Landgerichts- | 
rats M f H V  1111(1 des Amtsgerichtsrats R ^ | |  erlassen, Die |
Revision rügt', der Senat sei nicht vorschriftsmäßig besetzt J

igewesen« Da er mit zwei Hilfsrichtern besetzt gewesen sei; .
I
t
i I
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habe diese Zusammensetzung nicht der Vorschrift des § 115 GVG 
entsprochen»

Die Rüge der Revision erweist sich als begründet.,

AGRat Rosga war dem 12. Zivilsenat durch Präsidialbe­
schluß T/om 31» Oktober 1953 mit Wirkung vom 1. November 1953 
überwiesen worden. Anlaß seiner Heranziehung war das Ausschei­
den eines zum Landgerichtsdirektor beförderten Hilfsrichters 
aus dem 12* Zivilsenat» Sein Verbleiben als Hilfsrichter in 
diesem Senat endete mit Wirkung vom 1- April 1955 infolge 
seiner Ernennung zum Kammergerichtsrat und Bestellung zum 
planmäßigen Beisitzer» *

LGRat M S H B I  wurde anstelle eines aus Gesundheitsgrün­
den zum Landgericht zurückgetretenen Landgerichtsrats; der 
dem 12. Zivilsenat lt. Geschäftsplan des Kammergerichts für 
1954 als Hilfsrichter zugeteilt war, mit Wirkung vom 5* Mai 
1954 diesem Senat überwiesen* Er ist zum 1« Mai 1955 an das 
Landgericht zurückgetreten*

Der zum 1«. Januar 1953 errichtete 12* Zivilsenat war 
nach dem Geschäftsplan 1954 neben dem Vorsitzenden nur mit 
einem Kammergerichtsrat und 4 Hilfsrichtern besetzt, von de­
nen ein Hilfsrichter infolge Erkrankung dem Senat nur formell 
angehört.e und ein Hilfsrichter am 1» Mai 1954 zum Kammerge­
richtsrat befördert wurde* Im Dezember 1954 v/ar der Senat, 
wie der Auskunft des Kammergerichtspräsidenten vom 25* Juni 
1956 weiter zu entnehmen ist, neben dem Vorsitzenden mit 
zwei Kammergerichtsräten besetzt, von denen der eine erkrankt 
war und durch einen deswegen bis zum 14* Dezember 1954 für 
ihn bestellten Hilfsrichter vertreten wurde, während außer­
dem dem Senat die obengenannten Hilfsrichter LGRat MI 
und AGRa-c angehörten * Diese beiden Hilfsrichter waren
nicht Krankheitsvertreter eines planmäßigen Richtecs des 
Kammergerichts«

»
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Der Bundesgerichtshof hat in Übereinstimmung mit der 
Rechtsprechung des Reichsgerichts mehrfach ausgesprochen, 
daß die Justizverwaltung nicht darauf beschränkt ist, Hilfs­
richter zu den Oberlendesgerichten nur in Vertretung eine* 
zeitweise behinderten ordentlichen Mitglieds einzuberufen.
Es ist ihr vielmehr auch gestattet, in Zeiten starken Ge­
schäftsgangs und bei einer nicht vorherzusehenden Arbeitsver­
mehrung bei den Gerichten dieser durch Einberufung von Hilfs­
richtern für einen vorübergehenden Zeitraum zu begegnen 
BGKZ 20, 250 mit Hachws 20, 209)* Es ist jedoch unter den 

in diesen Entscheidungen dargelegten rechtlichen Gesichts­
punkten nicht als zulässig anzusehen, Hilfsrichter zu be­
schäftigen, wenn die zu erledigenden Aufgaben nach Art und 
Umfang zum dauernden Arbeitsbereich des Gerichts geworden 
sind und wenn die Zuziehung von Hilfsrichtern nicht nur durch
ein vorübergehendes, auf andere Art nicht zu befriedigendes

%

Bedürfnis gerechtfertigt ist* Die Beiordnung eines Hilfs­
richters ist also unzulässig, wenn damit einem dauernden 
Bedarf an Richterkräften genügt werden soll und das Land 
seine Pflicht, die für die Bewältigung der dauernd anfallen­
den Geschäfte notwendigen Richterplansteilen zu schaffen 
und zu besetzen, ersichtlich ohne triftige Gründe nicht er­
füllt (so auch Urteil des IV» Zivilsenats vom 18„ April 1956 
- IV ZR 198/55 - S 5, das jedoch diese Voraussetzungen hin­
sichtlich der Mitwirkung von Hilfsrichtern an einem Urteil 
des 4» Zivilsenats des Oberlandesgerichts Köln aus besonde­
ren tatsächlichen Gründen verneint hat)*

Für den vorliegenden Fall ist davon auszugehen, daß 
das Arbeitsgebiet des 12. Zivilsenats nach dem Geschäfts­
plan von 1954 ausschließlich Rechtssachen betraf, die zum 
regelmäßigen Geschäftsanfall eines Oberlandesgerichts ge­
hören- Wenn für den Senat schon zu Beginn des Geschäftsjah­
res 1954 neben dem Vorsitzenden und einem planmäßigen Rieh-



- 5 -

0

ter vier Hilfsrichter vorgesehen waren, von denen freilich 
ein Hilfsrichter infolge seiner Erkrankung dem Senat nur 
formell angehörte, und wenn dann noch im Dezember 1954 äem 
Senat zwei Hilfsrichter angehörten, die nicht als Vertreter 
planmäßiger Mitglieder des Kammergerichts dem Senat zuge­
teilt waren; so ist unter diesen Umständen aufgrund der 
Auskunft des Kammergerichtspräsidenten festzustellen, daß 
diese beiden Richter jedenfalls im Dezember 1954 nicht aus 
einem zwingenden auf andere Weise nicht zu befriedigenden 
Bedürfnis in dem Senat als Hilfsrichter mitwirkten« Aus der 
Auskunft ergibt sich nicht, daß bei dem Kammergericht eine 
Arbeitshäufung eingetreten war, die nur als vorübergehend 
angesehen werden durfte« Es ist vielmehr so gewesen, daß 
die Justizverwaltung nicht einmal die dem Kammergericht 
für 1954 zugeteilten planmäßigen Stellen besetzt hatte«
Hach dem Stellenplan waren dem Kammergericht für 1954 
61 Kammergerichtsratsstellen zugeteilt, von denen zu Beginn 
des Jahres 12 Stellen und im Dezember 1954 7 Stellen unbe­
setzt waren.

Wenn, im Dezember 1954 sich die Anzahl der beim Kammer­
gericht in den einzelnen Zivil- und Strafsenaten beschäftig­
ten Hilfsrichter sich auf 16 verringert hatte, dagegen, wie 
die Auskunft des Kammergerichtspräsidenten hervorhebt, im 
Jahre 1930 neben 127 Kammergerichtsräten 66 Amts- und Land- 
gerichtsräte als Hilfsrichter tätig waren, so ist auch hier­
aus nicht auf die Zulässigkeit der Besetzung des 12« Zivil­
senats mit den genannten beiden Hilfsrichtern zu.schließen 
Weder dieser Vergleich noch der sonstige Inhalt der Aus­
kunft über den Anlaß zur Heranziehung der beiden Hilfsrich­
ter geben einen Anhaltspunkt dafür, daß für ihre Beschäfti­
gung wegen des Geschäftsumfanges des Kammergerichts nur 
ein vorübergehendes, auf andere Weise nicht zu befriedigen­
des Bedürfnis Vorgelegen hätte«
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Das Berufungsurteil muß daher wegen Verletzung des 
§ 551 Br 1 ZPO in Verbindung mit § 70 GVGr gemäß § 564 Abs 2 
ZPO unter gleichzeitiger Aufhebung des zugrundeliegenden Ver­
fahrens aufgehoben werden« Die Sache war zur erneuten Ver­
handlung und Entscheidung an das Berufungsgericht zurückzu­
verweisen, ohne daß noch auf die sachlich rechtlichen Angriffe 
der Revision gegen das Berufungsurteil einzugehen war.. Dabei 
war die Entscheidung über die Kosten der Revision dem Beru­
fungsgericht vorzubehalten,

%

T)rr Selowsky Dr.Delbrück Dr.Haidinger Artl Dr.Haager
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